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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  
§ 4 Abs. 2 BauGB  
 
Wohnquartier mit Pflegeeinrichtung in Steckfeld (Plie 90) im Stadtbezirk Stutt-
gart-Plieningen  
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange fand im April 
/ Mai 2018 statt.  
 
Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, Anschreiben vom 6. April 2018 
 

TöB / Anregungen Äußerung Stellungnahme  
der Verwaltung 

1. 
Garten-, Friedhofs- 
und Forstamt (67) 
Schreiben vom  
30. April 2018 

 
Gegen den Bebauungsplan 
bestehen keine Einwände. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 

2. 
Amt für Umwelt-
schutz  
Schreiben vom  
3. Mai 2018 

 
Naturschutz: 
Artenschutzuntersuchung ist 
der uNB vorzulegen. Aus 
dem Ergebnis der Untersu-
chung können ggf. vorgezo-
gene Artenschutzmaßnah-
men (CEF) etwa für gebäude-
besiedelnde Arten wie Sper-
ling oder Mauersegler resul-
tieren, die dann noch festzu-
setzen wären 
 
Bodenschutz: 
Im Geltungsbereich befinden 
sich nach der Planungskarte 
Bodenqualität Böden der 
Qualitätsstufe 2 (gering) und 
0 (fehlend). Durch die Fest-
setzung des Bebauungspla-
nes kommt es im Plangebiet 
zu einer stärkeren Überbau-
ung und damit zu Verlust von 
Bodenfunktionen. Die Auswir-
kungen auf das Schutzgut 
Boden sind nicht erheblich. 
 

 
 
Artenschutzgutachten wurde 
vorgelegt; Maßnahmen wur-
den im Bebauungsplan und in 
städtebaulichen Verträgen 
berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme; Aufnahme in 
Begründung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 6 
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TöB / Anregungen Äußerung Stellungnahme  
der Verwaltung 

Eine Bilanzierung auf der 
Grundlage der Methode des 
Bodenschutzkonzeptes Stutt-
gart (BOKS) wurde durchge-
führt und ergab einen Verlust 
von 0,5 Bodenindexpunkten. 
  
Abwasserbeseitigung: 
Vorgaben des Hochwas-
serzweckverbandes Körsch 
zur Herstellung von Stauraum 
zur Niederschlagswasser-
rückhaltung auf dem Bau-
grundstück sind aus Sicht 
uNB nicht anzuwenden. Vor-
gaben beziehen sich auf be-
baute Grundstücke. 
Es ist davon auszugehen, 
dass durch die im Bebau-
ungsplanentwurf enthaltenen 
Vorgaben zur Vermeidung 
von Abflüssen trotz verdichte-
ter Bauweise zukünftig mit ei-
nem geringeren Oberflächen-
wasserabfluss zu rechnen ist 
als aktuell.  
 
Festsetzung zur Versickerung 
von Niederschlagswasser in 
Praxis nicht umsetzbar. Auf-
grund der verdichteten Bau-
weise sowie insbesondere 
durch die vorgesehene groß-
flächige Unterbauung mit 
Tiefgaragen und Nebenanla-
gen werden aus unserer 
Sicht auf den Baugrundstü-
cken keine ausreichenden 
Versickerungsflächen zur 
Verfügung stehen, die den 
technischen und rechtlichen 
Vorgaben an eine schadlose 
Niederschlagsversickerung 
genügen.   
 
 
 

Kenntnisnahme; Aufnahme in 
Begründung 
 
 
 
 
 
Berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigt 
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TöB / Anregungen Äußerung Stellungnahme  
der Verwaltung 

Stadtklima, Lufthygiene: 
Im Hinblick auf vorangegan-
gene Beteiligung bestehen 
aus stadtklimatischer Sicht 
keine weiteren Anregungen. 
 
Grundwasserschutz, Altlas-
ten/Schadenfälle, Immissi-
onsschutz, Verkehrslärm und 
Energie: 
Keine Hinweise 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 

3. 
Flughafen Stuttgart 
GmbH 
Schreiben vom  
13. April 2018 
 

 
Die Anmerkungen zum Bau-
schutzbereich aus der Stel-
lungnahme der Flughafen 
Stuttgart GmbH vom 11. No-
vember 2016 sind in den nun 
vorliegenden Bebauungspla-
nentwurf eingearbeitet.  
Zum Thema Lärmschutz wird 
angeregt einen Hinweis zu 
Überflügen von am Flughafen 
Stuttgart startenden und lan-
denden Flugzeugen in den 
Textteil des Bebauungspla-
nes aufzunehmen.  
 

 
 
Berücksichtigt; Anregung in 
Hinweise übernommen 

4. 
Gesundheitsamt  
Schreiben vom  
9. April 2018 

 
Keine Einwände oder Anre-
gungen. 
 

 
Kenntnisnahme 

5.  
Handwerkskammer 
Stuttgart 
Schreiben vom  
20. April 2018 

 
Keine Bedenken oder Anre-
gungen 

 
Kenntnisnahme 

6. 
Industrie- und Han-
delskammer 
Schreiben vom  
7. Mai 2018 

Maß der baulichen Nutzung 
sollte max. ausgenutzt und 
kritisch geprüft werden, ob 
noch Spielraum besteht. 
 
 
 

Berücksichtigt; das Maß der 
Nutzung entspricht überwie-
gend den Vorgaben der 
BauNVO für ein allgemeines 
Wohngebiet und wird im 
Planbereich 2 aufgrund der 
Nutzung und des Grund-
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TöB / Anregungen Äußerung Stellungnahme  
der Verwaltung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Versorgung der Bewohner er-
scheint nicht überzeugend. 
Begrüßt wird die allgemeine 
Zulässigkeit von der Versor-
gung des Gebietes dienen-
den Läden. Es ist zu hinter-
fragen, ob E-Zentrum am 
Wollgrasweg für Bewohner 
ausreichend ist. Es sollte 
aber kein neues Zentrum ne-
ben den im Zentren- und Ent-
wicklungskonzept beschrie-
benen entstehen. 
 
Ansonsten keine weiteren 
Einwände und Bedenken. 
  

stückszuschnitts aus städte-
baulichen Gründen sogar 
überschritten.  
 
Durch die Festsetzungen zu 
Garagen, Stellplätzen, Ne-
benanlagen etc. nach § 19 
Abs. 4 BauNVO ist eine zu-
sätzliche Ausnutzung der 
Grundstücke gegeben. 
Eine weitere Erhöhung des 
Maßes der baulichen Nut-
zung ist im Hinblick auf die 
bestehende Nachbarbebau-
ung städtebaulich nicht ver-
tretbar. 
 
 
Kenntnisnahme; im allgemei-
nen Wohngebiet sind Läden, 
die der Versorgung des Ge-
bietes dienen, zulässig. Ein 
weiteres Zentrum wird nicht 
etabliert und würde den Vor-
gaben des Einzelhandels- 
und Zentrenkonzeptes der 
Stadt Stuttgart widerspre-
chen. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

7. 
Unitymedia 
Schreiben vom 

Unitymedia ist nicht betroffen. 
Sie sind an der Einrichtung 
einer Versorgungsleitung in-
teressiert und bitten um wei-
tere Beteiligung am Verfah-
ren. 
 

Kenntnisnahme; weitere Be-
teiligung erfolgt. 

8. 
NABU Gruppe Stutt-
gart 

Umgang mit grüner Infra-
struktur beinhaltet erhebli-
ches Konfliktpotenzial. Die 
Flächenversiegelung bedingt 

Kenntnisnahme 
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TöB / Anregungen Äußerung Stellungnahme  
der Verwaltung 

Schreiben vom 9. 
Mai 2018 

zunehmende Verarmung bio-
logischer Substanz. 
 
Nach Abschluss der Arbeiten 
gemeinsame Besichtigung 
der ausgeführten Maßnah-
men.  
 
Folgende Festsetzungen sol-
len berücksichtigt werden: 
1. An Fassaden ist die Hälfte 
der Wandflächen außerhalb 
von Fensterflächen mit hoch-
rankenden, blühenden Ge-
wächsen zu begrünen. Ggf. 
mit Rankhilfen. 
 
2. An Fassaden sind pro Ge-
bäude insgesamt 4 Nistkäs-
ten für Vögel, 2 Kästen für 
Fledermäuse und 6 Kästen 
für Wildbienen / Hummeln 
aufzuhängen. Ggf. auch Nist-
steine. 
 
3. Erhalt und fachgerechte 
Pflege der drei genannten 
Pappeln sind von Bedeutung. 
Bei Fällung Untersuchung 
bzgl. Vögel, Fledermäuse, 
Holzkäfer.  
 
4. Fachgerechte Pflege die-
ser ökologischen Ausgleichs-
maßnahmen ist verpflichten-
der Teil der Baugenehmigung 
 
 
 
5. Monitoring alle 3 Jahre 
nach Fertigstellung der Ge-
bäude  

 
 
 
Kenntnisnahme und Informa-
tion an Vorhabenträger. 
 
 
 
Nicht berücksichtigt; mit dem 
Bebauungsplan soll das 
Wettbewerbsergebnis umge-
setzt werden.  
 
 
 
 
Artenschutzgutachten wurde 
vorgelegt; erforderliche Maß-
nahmen wurden im Bebau-
ungsplan und städtebauli-
chen Verträgen berücksich-
tigt. 
 
 
Nicht berücksichtigt; im Ge-
biet sind keine Pappeln vor-
handen. 
 
 
 
Kenntnisnahme, Vorgaben zu 
Pflanzverpflichtungen und 
Dachbegrünung im Bebau-
ungsplan festgesetzt, weitere 
Regelungen im städtebauli-
chen Vertrag. 
 
 
Die Überwachung der Maß-
nahmen erfolgt im Rahmen 
der üblichen Überwachung  
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TöB / Anregungen Äußerung Stellungnahme  
der Verwaltung 

9. 
Netze BW GmbH 
Regionalzentrum 
Stuttgart 
Technik Netze (TN) 
Schreiben vom  
4. Mai 2018 

Bei der Planung und Ausfüh-
rung sind die Leitungen zu 
berücksichtigen. Bei der Pla-
nung der Baumstandorte ist 
auf bestehende Leitungen 
Rücksicht zu nehmen.  
 
Im Bereich der geplanten 
Fahrrechte bzw. Gehrechte 
wird darum gebeten, zusätz-
lich ein Leitungsrecht zu 
Gunsten des jeweiligen Ver-
sorgungsträgers aufzuneh-
men. 

Berücksichtigt 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird nicht 
berücksichtigt, da das Gebiet 
von der Steckfeldstraße, der 
Karlshofstraße und vom Fuß-
weg Flst. 4713/4 erschlossen 
ist. Die innere Erschließung 
ist Sache der Bauherrschaft / 
Grundstückseigentümer. 

10. 
Regierungspräsi-
dium Freiburg 
Landesamt für Geo-
logie, Rohstoffe und 
Bergbau 
Schreiben vom  
12. April 2018 
 

 
Unter Hinweis auf die weiter-
hin gültige Stellungnahme 
vom 30. November 2016 wer-
den keine weiteren Anmer-
kungen vorgebracht. 

 
Die Stellungnahme vom 30. 
November 2016 wurde im 
Bebauungsplan berücksich-
tigt. 
 
 

11. 
Regierungspräsi-
dium Stuttgart 

  

 
Ref. 21/ Raumord-
nung, Baurecht, 
Denkmalschutz 
Schreiben vom  
18. Dezember 2017 

 
Aus raumordnerischer Sicht 
wird darauf hingewiesen, 
dass insbesondere § 1 Abs. 3 
bis Abs. 5 sowie § 1a Abs. 2 
BauGB zu berücksichtigen 
sind. Diesen Regelungen ist 
in der Begründung angemes-
sen Rechnung zu tragen. 
 
Zur Aufnahme in das Raum-
ordnungskataster wird gemäß 
§ 26 Abs. 3 LplG gebeten, 
dem Regierungspräsidium 
nach Inkrafttreten des Planes 
eine Mehrfertigung der Plan-
unterlagen - soweit möglich 

 
Diese allgemeinen Planungs-
grundsätze wurden selbstver-
ständlich berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme,  
wird beachtet. 
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TöB / Anregungen Äußerung Stellungnahme  
der Verwaltung 

auch in digitalisierter Form - 
zugehen zu lassen. 
 

Abt. 3 Landwirt-
schaft  

Keine gesonderte Stellung-
nahme 
 

--- 

Abt. 4 Straßenwe-
sen und Verkehr 
Schreiben vom 
18.4.2018 

Im weiteren Verfahren sind 
luftrechtliche Zustimmungen 
bei der unteren Luftfahrtbe-
hörde des RP Stuttgart einzu-
holen.  
Durch Bundesamt für Flugsi-
cherung ist im Einzelfall zu 
prüfen, ob Bauwerke die 
Flugsicherungseinrichtungen 
beeinflussen können. 
Luftrechtliche Genehmigung 
ist min. 20 Arbeitstage vor 
Bauausführung einzuholen. 
 

Kenntnisnahme und Informa-
tion an Bauherren / Vorha-
benträger  

Abt. 5 Umwelt Keine gesonderte Stellung-
nahme 
 

--- 

Abt. 8 Denkmal-
pflege 

Keine gesonderte Stellung-
nahme 
 

--- 

Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 
Schreiben vom  
10. April 2018 
 

Gefahrenverdachtserfor-
schung wird empfohlen 

 
Eine Luftbildauswertung 
wurde von den Vorhabenträ-
ger in Auftrag gegeben und 
erstellt. 

12. 
Universitätsbauamt 
Stuttgart und Ho-
henheim 
Schreiben vom  
6., 10. und 17. April 
2018  
 

 
Keine Einwände 

 
Kenntnisnahme 

13. 
Verband Region 
Stuttgart 

 
Der Planung stehen regional-
planerische Ziele nicht entge-
gen. 

 
Kenntnisnahme 
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TöB / Anregungen Äußerung Stellungnahme  
der Verwaltung 

Schreiben vom  
10. April 2018 
 
14. 
Verkehrs- und Tarif-
verbund Stuttgart 
GmbH 
Schreiben vom  
7. Mai 2018 

 
Gegen den Bebauungsplan 
bestehen keine Einwände. 
Das Gebiet ist sehr gut an 
das ÖPNV-Netz angebunden. 
Änderung des Namens der 
Haltestelle in „Fruwirthstraße“ 
 

 
Kenntnisnahme und Ände-
rung in Begründung über-
nommen.  

 
 
Der BUND Regionalverband Stuttgart, die Deutsche Telekom AG T-Com, das Minis-
terium für Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg Referat Luftverkehr, der 
Landesnaturschutzverband, der Naturschutzbeauftragte Stadt Stuttgart, die Stuttgar-
ter Straßenbahnen AG, der Südwestrundfunk haben keine Stellungnahme abgege-
ben.  
 
 


